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restierung des Schiffes niemals zu einer 

Befriedigung des Antragsstellers werde 

führen können. Der Vollstreckungswert lä-

ge nur bei 1,35 Millionen Euro. Im Falle 

einer Zwangsvollstreckung sei nicht da-

mit zu rechnen, dass für den Antragsteller 

ein Versteigerungserlös bleibe. Der Arrest 

würde zu einer Insolvenz der Arrestbe-

klagten führen. Die Arrestierung stelle zu-

dem eine Übersicherung dar. Die Arrest-

beklagte habe der Arrestklägerin die Ein-

tragung einer Sicherungshypothek ange-

boten. Der für die Arrestbeklagte durch 

den Arrest entstehende Schaden stehe in 

keinem Verhältnis zum denkbaren Erlös 

zugunsten der Arrestklägerin. Zudem gäl-

ten die im Arrestbefehl genannten Vor-

schriften, insbesondere § 596 Ziffer 3 

HGB, nicht für Binnenschiffe. Die Privile-

gierung des § 917 Abs. 2 Satz 2 ZPO grei-

fe nur, wenn ausschließlich die Verwer-

tung einer dinglichen Sicherheit, nämlich 

des Schiffes, als Arrestanspruch geltend 

gemacht werde.

§ 917 Abs. 2 Satz 2 ZPO ersetze die Not-

wendigkeit des Nachweises eines Arrest-

grundes für den Fall der Sicherung der 

Zwangsvollstreckung gerade nicht. Die 

Notwendigkeit, einen Arrestgrund nach-

zuweisen, gelte nur in dem Fall (gemeint 

ist offensichtlich: »entfalle nur in dem 

Fall« d.Red.), in dem nicht die Zwangs-

vollstreckung der persönlichen Forde-

rung gesichert werden soll, sondern le-

diglich die Verwertung eines dinglichen 

Anspruchs auf Duldung der Zwangsvoll-

streckung in das Schiff. Einen Arrest-

grund gäbe es aber nicht, da das Schiff 

den Rhein befahre und so regelmäßig auf 

deutschem Gebiet unterwegs sei. Zudem 

könne ein Titel in Europa auch im Ausland 

vollstreckt werden. Eine Vollstreckung sei 

auch gegenüber einem neuen Eigentü-

mer möglich.

Das Schiff sei mit 3,20 m abgeladen und 

somit bei sinkenden Pegelständen auf-

grund seiner Fracht gefährdet.

Entscheidungsgründe

Der Arrestantrag ist sowohl zulässig als 

auch begründet. Die Vollziehungsfrist ist 

gewahrt worden. Daher war Arrestbefehl 

mit Pfändungsbeschluss vom 15.04.2024 

zu bestätigen.

Der Antrag ist zulässig.

Insbesondere ist das Rheinschifffahrtsge-

richt Kehl sachlich und örtlich zuständig.

Es handelt sich um eine Rheinschifffahrts-

sache gemäß Artikel 34 II. c. Mannheimer 

Akte, denn die Antragstellerin macht gel-

tend, dass ein Schiffer eine Sache beschä-

digt hat. Daher ist das Binnenschifffahrts-

gericht als Rheinschifffahrtsgericht sach-

lich zuständig, § 14, 2 Abs. 1 lit. a. Gesetz 

über das gerichtliche Verfahren in Binnen-

schifffahrtssachen.

Das Rheinschifffahrtsgericht Kehl ist ört-

lich zuständig, denn gemäß Artikel 35 

Mannheimer Akte ergibt sich die Zustän-

digkeit bei Sachbeschädigungen aus dem 

Ort, an dem der Schaden zugefügt wurde. 

Der Deliktsort lffezheim liegt bei Rheinki-

lometer 334 und gehört so in den Zustän-

digkeitsbereich des Schifffahrtsgerichts 

Kehl, der sich von Rheinkilometer 145 bis 

Rheinkilometer 352,07 erstreckt (Artikel 2 

Ziffer 2. des Abkommens zwischen den 

Ländern Baden-Württemberg, Hessen, 

Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz 

über die Gliederung der Schiffahrtsge-

richtsbezirke im Rheinstromgebiet, trans-

formiert durch baden-württembergisches 

Landesgesetz vom 28.06.1954).

Das Arrestgesuch ist auch begründet.

1. Ein Arrestanspruch gemäß § 916 ZPO 

besteht. Die Arrestklägerin hat einen Zah-

lungsanspruch aufgrund § 823 Abs. 1 

BGB i.V.m. § 3 BinSchG glaubhaft ge-

macht durch Vorlage der Anklage der 

Staatsanwaltschaft Offenburg gegenüber 

der verantwortlichen Schiffsführerin. Da-

nach ist das im Tenor benannte Schiff un-

gebremst in ein Schleusentor in lffezheim 

gefahren, hat dieses gerammt und voll-

ständig beschädigt. Die Höhe des Scha-

dens ist glaubhaft gemacht durch das vor-

gelegte Zuschlagsschreiben vom 

15.03.2024, wonach die Nettoreparatur-

summe 2.495.949,07 Euro beträgt. Dies 

alles hat die Arrestbeklagte auch nicht be-

stritten.

Dadurch dass die Arrestbeklagte die Ein-

rede der Haftungsbeschränkung gemäß 

§§ 4 Abs. 1, 3 Nr. 1 i.V.m. 5e Abs. 1 Nr. 2, 

5f Abs. 1 BinSchG erhoben hat, die nicht 

weiter angegriffen wird, ist der Anspruch 

in diesem Verfahren als beschränkt zu er-

achten.

Die Haftungsbeschränkung berechnet 

sich nach den unstreitigen Maßen der 

Maschinenleistung und Tragfähigkeit ge-

mäß § 5e Abs. 1 Nr. 2 BinSchG:

3.042,525 x 400 = 1.217.010,00 Rechnungs-

einheiten für die Tragfähigkeit und 1.118 x 

1.400 = 1.565.200,00 Rechnungseinheiten 

für die Leistungsfähigkeit der Maschinen, 

insgesamt also 2.782.210,00 Rechnungs-

einheiten.

Gemäß § 5f Abs. 1 BinSchG sind bei 

Sachschäden nur die Hälfte zu berück-

sichtigen, also 1.391.105,00.

Die Rechnungseinheit ist das Sonderzie-

hungsrecht des Internationalen Wäh-

rungsfonds (§ 5l Abs. 1 Satz 1 BinSchG). 

Ein Anspruch in Höhe von 1.391.105 Son-

derziehungsrechte ist so glaubhaft ge-

macht. Die Beschränkung der Haftung be-

zieht sich nicht auf Zinsen oder die Kos-

ten der Rechtsverfolgung (§ 5 Nr. 5 

BinSchG). Der Verzugszinsanspruch ge-

mäß §§ 280 Abs. 1, 286 Abs. 1, 288 Abs. 1 

BGB kann so ebenfalls Gegenstand des 

Arrestanspruches sein.

2. Es fehlt auch nicht an einem Arrest-

grund

Einen Arrestgrund gemäß § 917 Abs. 1 

ZPO musste die Arrestklägerin aufgrund 

der Ausnahmeregelung des § 917 Abs. 2 

Satz 2 ZPO nicht darlegen und beweisen. 

Zwar macht die Arrestbeklagtenseite zu 

Recht geltend, dass diese Norm nicht in 

allen Fällen das Erfordernis eines Arrest-

grundes entfallen lässt. Dies ist nämlich 

nur der Fall, wenn der Antragsteller bei 

seinem Antrag klarstellt, dass die 

Zwangsvollstreckung in ein Schiff beab-

sichtigt ist (Müko ZPO/Drescher, 6. Aufl. 

2020, ZPO § 917 Rn. 17), nicht also bei 

Zwangsvollstreckung in das weitere Ver-

mögen.

Die von der Arrestbeklagten vertretene 

Rechtsmeinung, dass sich für die An-

wendbarkeit des § 917 Abs. 2 Satz 2 ZPO 

der Arrestanspruch auf die Duldung der 

Zwangsvollstreckung in das Schiff bezie-

he müsse, geht hingegen fehl. Der Arres-

tanspruch kann auch ein Zahlungsan-

spruch sein, der sich gegen den Schiffs-

eigner richtet. Lediglich der Arrestantrag 

muss sich auf die Zwangsvollstreckung in 

das Schiff allein beziehen, was hier aber 

gegeben ist.

Soweit einige Kommentatoren der Auf-

fassung sind, § 917 Abs. 2 Satz 2 ZPO pri-

vilegiere lediglich Schiffsgläubiger, wobei 

zumeist die für die Seeschifffahrt gelten-

de Norm des § 596 Abs. 1 HGB zitiert wird 

(vgl. beispielsweise Musielak/Voit/Huber/

Braun, 21. Aufl. 2024, ZPO § 917 Rn. 7b; 

Vollkommer in: Zöller, Zivilprozessord-

nung, 35. Auflage 2024, § 917 ZPO, Rn. 19; 

a.A. Müko ZPO/Drescher, 6. Aufl. 2020, 

ZPO § 917 Rn. 17), so kann diese Frage 

hier offen bleiben. Zwar findet diese Auf-

fassung weder im Wortlaut noch in den 

Gesetzesmaterialien eine Stütze. Unstrei-

tig ist die Arrestklägerin aber Schiffsgläu-

bigerin – wenn auch nach der für die Bin-

nenschifffahrt einschlägigen Rechtsnorm 

des § 102 Nr. 4 BinSchG, weshalb diese 

Rechtsfrage unentschieden bleiben kann.

Dem Arrest stehen auch nicht § 930 Abs. 4 

und § 931 Abs. 7 ZPO entgegen. Danach 

ist die Vollziehung eines Arrests unzuläs-

sig, wenn sich das Schiff auf Reise befin-

det und nicht in einem Hafen liegt. Diese 

Vorschriften gelten ihrem Wortlaut nach 

ausdrücklich nur für Seeschiffe (vgl. hier-

zu Müko ZPO/Drescher, 6. Aufl. 2020, ZPO 

§ 917 Rn. 17; Musielak/Voit/Huber/Braun, 

21. Aufl. 2024, ZPO § 917 Rn. 7b). Eine 

RECHT



Hamburgsamburgs
maritimes Herzmess erzH

Meer erleben
im Herzen der HafenCity
KAISPEICHER B
KOREASTRASSE 1 | 20457 HAMBURG
TEL. 040 300 92 30-0 |  WWW.IMM-HAMBURG.DE
GEÖFFNET: TÄGLICH 10 BIS 18 UHR


	Recht
	Arrest in ein Binnenschiff auf Reise

	Recht
	Recht

